
Die Präsidentin  
- Vorsitzende des Großen Kollegiums - 

 

 

 
 

LRH NRW | Werdener Str. 5 | 40227 Düsseldorf 

 
40227 Düsseldorf 

Werdener Str. 5 

Telefon: 0211 3896-0 

Telefax: 0211 3896-367 

E-Mail: KuP@lrh.nrw.de 
(Kein Zugang für elektronisch signierte sowie  

verschlüsselte elektronische Dokumente) 

Auskunft erteilt:  Frau Aretz 

Durchwahl:  3896-371 

Geschäftszeichen:  

KuP-01.09.07-000001-2025-0001468 

Nur per E-Mail 

 

Präsidenten des Landtags 

Nordrhein-Westfalen 

Herrn André Kuper MdL 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 
Datum: 09.03.2026 

 

 

Aktualisierte Sachstandsdarstellung des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 

für die Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle am 17.03.2026 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,  

 

für die Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle am 17.03.2026 erhalten Sie 

eine aktualisierte Sachstandsdarstellung zu 

 

 Beitrag 23:  Ausgaben für Corona-Impfzentren – Optimierungen für die  

Zukunft möglich 

 

aus dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  

(Vorlage 18/4088).  

 

Ich möchte Sie bitten, diese Entscheidung des Großen Kollegiums an die Mitglieder 

des Ausschusses für Haushaltskontrolle weiterzuleiten.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung 

 

 

 

Michael Kisseler  

 

Anlage 
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LANDTAG 
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Landesrechnungshof 
Nordrhein-Westfalen 



 

  

Aktualisierte Sachstandsdarstellung zu Beitrag 23 des 

Jahresberichts 2025, S. 245 ff.  

Ausgaben für Corona-Impfzentren – Optimierungen für die Zukunft mög-
lich 

Sachbearbeitendes Mitglied: Leitender Ministerialrat Pfeifer 

 

1. 

Auf die im Jahresbericht dargestellte Erwiderung des Landesrechnungshofs (LRH) vom 

22.04.2025 (siehe Beitrag 23.4, S. 253 – 254) hat das Ministerium für Arbeit, Gesundheit 

und Soziales (MAGS) mit Schreiben vom 18.07.2025 geantwortet. 

Bezüglich der Zahlung eines Zuschlags zur Kompensation eines Praxisausfalls an die in den 

Impfzentren sowie mobilen Impfteams tätigen Vertragsärztinnen und –ärzte mit vollem 

Kassensitz hat das MAGS mitgeteilt, es könne die Empfehlung des LRH nachvollziehen und 

werde den Verzicht auf einen solchen Zuschlag in möglichen Verhandlungen mit den Leis-

tungserbringern prüfen. Sofern die Verhandlungen ergeben würden, dass auf eine Kom-

pensation eines Praxisausfalls nicht verzichtet werden könne, würden Möglichkeiten zur 

bevorzugten Beauftragung von Ärztinnen und Ärzten geprüft, bei denen kein Anspruch auf 

einen entsprechenden Zuschlag bestünde. 

Zur Erstattung von Mietkosten für Immobilien hat das MAGS erklärt, es könne die Zielrich-

tung der Empfehlung des LRH, konkretisierende Regelungen zur Erstattungsfähigkeit von 

Mietkosten zu treffen, nachvollziehen. Das MAGS hat auf den hohen Zeitdruck im Rahmen 

des Aufbaus der Impfangebote hingewiesen. 

Das MAGS hat weiter ausgeführt, die Empfehlungen des LRH zum Ausschluss der Erstat-

tungsfähigkeit von Mietkosten erschienen am ehesten hinsichtlich nicht genutzter kom-

munaler Liegenschaften umsetzbar. Sofern die Mietkosten auch ohne eine Pandemie ent-

standen wären, wäre zu berücksichtigen, dass eine Verfolgung regelhafter kommunaler 

Zwecke gleichzeitig mit dem Betrieb eines Impfzentrums nicht möglich sein könnte und 

ggf. Ausgleichsflächen angemietet werden müssten. Dadurch könnte ein Erstattungsan-

spruch der Kommune erwachsen. Ebenso könnte eine Pandemie zum Anlass genommen 

werden, bestehende Mietverträge zu kündigen, sofern die regelhafte kommunale Nutzung 

pandemiebedingt ausgeschlossen sei. 
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Das MAGS hat ferner mitgeteilt, hinsichtlich des Zugriffs auf Liegenschaften im Besitz von 

Eigengesellschaften der Kommunen gehe es davon aus, dass der Ausschluss einer Erstat-

tungsfähigkeit von Mietkosten im Ergebnis darauf hinauslaufen könnte, dass Liegenschaf-

ten von Eigengesellschaften nicht nutzbar seien. Dies könnte dazu führen, dass externe 

Liegenschaften angemietet werden müssten. Die vom LRH angeführte Gleichbehandlung 

mit Liegenschaften im Besitz der Kommunen stelle das MAGS nicht infrage. Jedoch hande-

le es sich hier aufgrund der unterschiedlichen Rechtsstellung von Eigenbetrieben um un-

gleiche Sachverhalte. 

Das MAGS hat erklärt, die Erstattungsfähigkeit von Mietkosten der Kommunen wäre mithin 

differenziert zu regeln. Es werde die Empfehlungen des LRH in einer vergleichbaren Situa-

tion prüfen, müsse dabei jedoch auch mögliche Auswirkungen auf die Erreichung überge-

ordneter Ziele berücksichtigen. Idealerweise erfolge eine differenzierte Prüfung der Pla-

nungen der Kommunen unter Aspekten der Wirtschaftlichkeit der genutzten Immobilien im 

Vorfeld. Dies sei im Rahmen der Einführung von Impfzentren zeitlich nicht möglich gewe-

sen. 

Bezüglich der Anregung des LRH, zukünftig in vergleichbaren Situationen an der grund-

sätzlichen Begrenzung der erstattungsfähigen Mietkosten durch die ortsübliche Ver-

gleichsmiete zumindest bei Vorhandensein vergleichbarer Liegenschaften festzuhalten, hat 

das MAGS mitgeteilt, die Berücksichtigung ortsüblicher Vergleichsmieten sei aus seiner 

Sicht durch die allgemeine Vorgabe der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit abgedeckt. 

Zu der Empfehlung des LRH, zukünftig in vergleichbaren Situationen eine Abfrage beim 

Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen (BLB NRW) hinsichtlich geeigneter 

Liegenschaften zu veranlassen, hat das MAGS erklärt, es werde in künftigen vergleichbaren 

Situationen prüfen, ob eine Abfrage beim BLB NRW und weiteren Liegenschaftsverwaltun-

gen zielführend sei. 

Bezüglich der Auffassung des LRH, die Kreise und kreisfreien Städte sollten zukünftig in 

vergleichbaren Situationen dazu angehalten werden, ihre Aktivitäten und Überlegungen 

zur Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit in den Akten nach-

vollziehbar zu dokumentieren, hat das MAGS mitgeteilt, es werde künftig auf eine Doku-

mentation der Abwägungsprozesse hinweisen. Dies scheine jedoch nur für Entscheidungen 

mit einer entsprechenden wirtschaftlichen Tragweite angebracht. 

2. 

Zu der Antwort des MAGS ist am 29.01.2026 eine Entscheidung des LRH ergangen. Darin 

hat der LRH dem MAGS bezüglich der Erstattung von Mietkosten für Immobilien Folgen-

des mitgeteilt: 

Der LRH hat begrüßt, dass das MAGS in künftigen vergleichbaren Situationen prüfen wird, 

ob eine Abfrage beim BLB NRW und weiteren Liegenschaftsverwaltungen bezüglich der 

Verfügbarkeit geeigneter, nicht genutzter Liegenschaften zielführend ist. 
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Hinsichtlich der Dokumentation der Aktivitäten und Überlegungen der Kreise und kreis-

freien Städte zur Beachtung der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit hat er 

ferner begrüßt, dass das MAGS künftig auf eine Dokumentation der Abwägungsprozesse 

hinweisen wird. Zu der vom MAGS geäußerten Einschränkung, dies scheine jedoch nur für 

Entscheidungen mit einer „entsprechenden wirtschaftlichen Tragweite“ angebracht, hat der 

LRH bemerkt, dass es sich bei den Mietkosten für Liegenschaften in der Regel um nicht 

unerhebliche Beträge und damit um Entscheidungen mit einer „entsprechenden wirtschaft-

lichen Tragweite“ handeln dürfte. 

Der LRH hat positiv zur Kenntnis genommen, dass das MAGS die Zielrichtung der Empfeh-

lung des LRH, konkretisierende Regelungen zur Erstattungsfähigkeit von Mietkosten zu 

treffen, nachvollziehen kann. 

Er hat begrüßt, dass dem MAGS die Empfehlung des LRH zum Ausschluss der Erstattungs-

fähigkeit von Mietkosten im Falle der Verfügbarkeit einer eigenen nicht genutzten, geeig-

neten Liegenschaft eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt (am ehesten) umsetzbar er-

scheint. 

Bezüglich des vom LRH ferner befürworteten Ausschlusses der Erstattungsfähigkeit von 

Mietkosten, die einem Kreis oder einer kreisfreien Stadt auch ohne die betreffende Krisen-

situation entstanden wären, hat der LRH klarstellend auf die in seinen Prüfungsmitteilun-

gen hierzu bereits genannte Fallgestaltung hingewiesen, dass eine bereits vor der Krisensi-

tuation für einen anderen Zweck angemietete, aber aktuell nicht genutzte Liegenschaft für 

den Betrieb eines Impfzentrums zur Verfügung steht. Sofern diese Liegenschaft für die vo-

raussichtliche Dauer der Nutzung als Impfzentrum nicht für einen anderen kommunalen 

Zweck benötigt würde, wie in den Prüfungsmitteilungen angenommen, würde sich die vom 

MAGS angeführte Notwendigkeit, ggf. Ausgleichsflächen seitens des Kreises oder der 

kreisfreien Stadt anmieten zu müssen, nicht ergeben. Zutreffend sei der Hinweis des MAGS, 

dass eine Pandemie zum Anlass genommen werden könnte, einen bestehenden Mietver-

trag zu kündigen, falls die regelhafte kommunale Nutzung der angemieteten Liegenschaft 

pandemiebedingt ausgeschlossen sei. Sofern ein Kreis bzw. eine kreisfreie Stadt glaubhaft 

darlegen würde, dass im Hinblick auf eine ins Auge gefasste Nutzung der angemieteten 

Liegenschaft für die (Bewältigung der aktuellen) Krisensituation von einer ansonsten beab-

sichtigten Kündigung des Mietverhältnisses abgesehen würde, sollte auch nach Auffassung 

des LRH eine Erstattung von Mietkosten für diese Liegenschaft möglich sein. 

Zur Kenntnis genommen hat der LRH die Ausführungen des MAGS, mit denen es sich wei-

terhin gegen den Ausschluss der Erstattung von Mietkosten für Liegenschaften im Eigen-

tum von Eigengesellschaften der Kommunen ausspricht. Gleichwohl hat der LRH – auch vor 

dem Hintergrund der Erklärung des MAGS, die Empfehlungen des LRH zur Erstattungsfä-

higkeit von Mietkosten der Kommunen in einer vergleichbaren Situation zu prüfen – ange-

regt, dass das MAGS in einer künftigen vergleichbaren Krisensituation seine Auffassung 

noch einmal überprüft und dabei ggf. auch berücksichtigt, ob zu dieser Fallkonstellation in 

anderen (von der Krisensituation ebenso betroffenen) Bundesländern Regelungen über 

einen Ausschluss der Erstattung von Mietkosten getroffen werden oder beabsichtigt sind. 
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Ferner hat der LRH sich nochmals dafür ausgesprochen, zukünftig in vergleichbaren Situa-

tionen eine – die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit konkretisierende – 

Regelung zur grundsätzlichen Begrenzung der erstattungsfähigen Mietkosten durch die 

ortsübliche Vergleichsmiete zumindest für die Fälle zu treffen, in denen vergleichbare Lie-

genschaften vorhanden sind. Er hat darauf hingewiesen, dass das MAGS eine Begrenzung 

der erstattungsfähigen Mietkosten durch die ortsübliche Vergleichsmiete in seinem Erlass 

vom 04.12.2020 betreffend die Impfung der Bevölkerung gegen Covid-19 noch selbst vor-

genommen hatte. 

Fazit 

Der LRH begrüßt, dass das MAGS die Bemerkungen und Empfehlungen des LRH in künfti-

gen vergleichbaren Krisensituationen in weiten Teilen berücksichtigen wird. Hinsichtlich der 

Erstattungsfähigkeit von Mietkosten für Immobilien hält er weiterhin an seinem Vorschlag 

fest, hierzu konkretisierende Regelungen zu treffen. 

Das Prüfungsverfahren dauert an. 

 


